LANDKREIS

WESERMARSSH

Der Landrat

Ergebnisprotokoll des Fachausschusses Soziales und Gesundheit vom 23.11.2009
OFFENTLICHER TEIL

1 Erdffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemafen Ladung, der
Anwesenheit der Mitglieder, der Beschlussfahigkeit und der Tagesordnung

Die Ausschussmitglieder verstandigten sich vor Beginn der Sitzung darauf, dass Herr
Wilfried Thimler den Vorsitz Ubernimmt, da der Ausschussvorsitzende und dessen
Stellvertreterin nicht anwesend waren.

Abg. Thumler eroffnet die Sitzung und begriufdt die Anwesenden.

Er stellt fest, dass zur heutigen Sitzung ordnungsgemalf’ eingeladen wurde und der
Ausschuss beschlussfahig ist.

Einwendungen gegen die Tagesordnung werden nicht erhoben.

2 Genehmigung des Protokolls der Sitzung des Ausschusses fir Soziales
und Gesundheit vom 11.05.2009

Die Niederschrift der Sitzung des Ausschusses fir Soziales und Gesundheit vom
11.05.2009 wird in der vorliegenden Form einstimmig genehmigt.

3 Teilergebnishaushalt 2010 des Fachdienstes 50 - Soziales

Frau Miodek stellt den Budget-Entwurf des Fachdienstes Soziales fur das Haushaltsjahr
2010 vor. Die Prasentationsunterlagen sind als Anlage 1 beigeflgt.

Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen.

Nach kurzer Beratung zu den Antragen des Arbeitslosenzentrums Nordenham und des
Fordervereins Arbeitslosenzentrum Brake — Wesermarsch e.V. stellt Abg. Wolf den
Antrag, die Laufzeiten der Vertrage nur bis 2011 festzusetzen.

Herr Kemmeries erklart kurz die Beweggrinde flr den Verwaltungsvorschlag und
kiindigt an, dass zukunftige Vertrage hinsichtlich der Laufzeiten flexibler formuliert
werden sollen. Auf aufRere Umstadnde, wie beispielsweise steigende oder fallende
Fallzahlen, sollte in Zukunft besser reagiert werden konnen. Der Erste Kreisrat kiindigt
an, dass bereits ab dem 1. Quartal 2010 an einem Ldsungsvorschlag gearbeitet werden
wird.

Es wird einstimmig beschlossen:

Dem Antrag des Arbeitslosenzentrums Nordenham e.V. vom 19.05.2009 auf einen
Zuschuss von 9.000,00 € auf vertraglicher Basis Uber eine Leistungsvereinbarung nach
§ 16 SGB Il u.a. gesetzlicher Vorschriften wird zugestimmt. Der Vertrag wird flr den
Zeitraum 2010 bis 2011 mit einem Zuschuss von 9.000,00 € vereinbart.

Es wird einstimmig beschlossen (2 Enthaltungen):

Dem Antrag des Foérdervereins Arbeitslosenzentrum Brake — Wesermarsch e.V. vom
30.04.2009 auf einen Zuschuss von 8.600,00 € auf vertraglicher Basis Uber eine
Leistungsvereinbarung nach § 16 SGB Il u.a. gesetzlicher Vorschriften wird zugestimmt.
Der Vertrag wird fur den Zeitraum 2010 bis 2011 mit einem Zuschuss von 8.600,00 €
vereinbart.



4 Teilergebnishaushalt 2010 des Fachdienstes 53 - Gesundheit

Frau Wessels stellt Frau Christa Roth vor, welche seit 01.11.2009 die Leitung des
Sozialpsychiatrischen Dienstes Ubernommen hat. Frau Roth berichtet kurz zu ihrer
Person.

Frau Wessels prasentiert das Budget des Fachdienstes Gesundheit fir das
Haushaltsjahr 2010. Die Unterlagen sind als Anlage 2 beigeflgt.

Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen.

Uber die eingereichten Antrage wird wie folgt beraten:

1.) Psychosoziale Krebsberatung Caritas

Abg. Wolf regt auch in diesem Fall an, die Vertragslaufzeit auf 2011 zu
verkirzen, da so besser auf die haufigen Anderungen im sozialen Umfeld
reagiert werden kdnne.

Frau Eichner entgegnet, dass eine Laufzeit bis 2012 fiur die Planungssicherheit
im Rahmen einer Projektforderung der Krebsberatungsstelle bendtigt wird.

Herr Kemmeries erganzt, dass es bei der Entwicklung der Beschlussvorschlage
Ziel der Verwaltung gewesen ist, die Vertragslaufzeiten zu vereinheitlichen, um
zukinftig Uber die Verlangerung aller Vertrage im gleichen Quartal in der
Gesamtheit beraten zu kénnen. Auch hier wurde der Finanzplanungszeitraum
zugrunde gelegt.

Der Erste Kreisrat schlagt hier vor, die Laufzeit des Vertrages bis 2011 zu
beschranken, die entsprechenden Mittel jedoch in die Finanzplanung fur 2012
mit aufzunehmen, um die Projektférderung nicht zu gefahrden.

Die Ausschussmitglieder verstandigen sich darauf, die Laufzeit aller Vertrage
interfraktionell zu beraten und zunachst nur einen Beschluss Uber die Hohe der
Zuschiisse zu fassen. Uber die Laufzeiten wird im Finanzausschuss
beschlossen.

Es wird einstimmig (1 Enthaltung) empfohlen:

Mit dem Caritasverband wird ein Vertrag Uber die Gewahrung eines jahrlichen
Zuschusses in Hohe von 20.000,- € abgeschlossen. Die Laufzeit des Vertrages
wird noch festgesetzt.

2.) Schwangeren-/ Schwangerschaftskonfliktberatung

Frauen beraten/donum vitae; Pro familia; Caritas; AWO

Zusatzlich zu den drei Antragen hat auch die
Schwangerschaftskonfliktberatungs-stelle  der AWO einen Antrag auf
Bezuschussung gestellt (vgl. Anlage3).

Es wird einstimmig empfohlen:

Mit den vier Beratungsstellen wird ein Vertrag fur die Gewahrung eines jahrlichen
Zuschusses in Héhe von 2.000,- € je Einrichtung als Sockelbetrag zuziglich
einer Zahlung von maximal 1.000,- € in Anlehnung an die Fallzahlen. Die
Laufzeit des Vertrages wird noch festgesetzt.
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3.) Oldenburgische Aidshilfe

Dem Beschlussvorschlag der Verwaltung wird — abgesehen von der Festlegung
der Laufzeit — einvernehmlich gefolgt.

Es wird einstimmig empfohlen:

Der Oldenburgischen AIDS-Hilfe wird ein jahrlicher Zuschuss in Héhe von
1.000,- € gewahrt. Die Laufzeit des Vertrages wird noch festgesetzt.

4.) Beratungszentrum bei Ess-Stérungen

Abg. Janssen kiindigt an, dass er sich mit dem Beratungszentrum DICK & DUNN in
Verbindung setzen wird, damit es sich und sein Konzept zunachst in der
Wesermarsch vorstellen kann.

Es wird einstimmig empfohlen:

Der Antrag wird abgelehnt.

Einrichtung einer Tagesklinik mit Institutsambulanz durch die Karl-
Jaspers-Klinik in Brake

Frau Wessels berichtet kurz zum Vorhaben. Herr Kemmeries kindigt an, dass die
Verwaltung eine positive Ruckmeldung an die Karl-Jaspers-Klinik senden werde.

Die Mitteilung wird einvernehmlich zur Kenntnis genommen.

Einrichtung eines Pflegestiitzpunktes in der Wesermarsch

Frau Miodek berichtet, dass zur Verbesserung des Betreuungsangebotes fiir
pflegebedirftige Menschen und deren Angehdrige landesweit Pflegestitzpunkte
eingerichtet werden sollen.

In Niedersachsen wurde dazu eine Rahmenvereinbarung zwischen NST, NLT und den
Kassenverbanden ausgehandelt. Nachdem eine Rahmenvereinbarung vom 28.05.2009
sowie eine Regional-Vereinbarung (Pflegestitzpunktvertrag) mit den Landesverbanden
der Pflegekassen Niedersachsens vorliegt, beschaftigen sich die Kommunen mit der
Einrichtung eines Pflegestiutzpunktes. Die hierflir von den Pflegekassen zur Verfligung
gestellte Finanzausstattung (30.000,- € jahrlich) reicht nicht einmal ansatzweise aus, um
die in der Rahmenvereinbarung festgelegten Mindeststandards zu erfiillen.

Die Einrichtung von Pflegestutzpunkten ist lediglich eine Empfehlung an die Kommunen,
welche die geschaftsfliihrenden Trager des Stltzpunktes sein sollen. Es besteht keine
rechtliche Verpflichtung. Die Rahmenvereinbarung sieht vor, dass die Pflegeberatung
weiter bei der Pflegekasse bleibt (in den Raumen des Pflegestitzpunktes oder
aufsuchend), die medizinische Beratung bei der Krankenkasse und die Beratung zu
moglichen Sozialleistungen bei der Kommune.

Bei den derzeitigen Rahmenbedingungen wird die Einrichtung eines Pflegestutzpunktes
von der Kreisverwaltung nicht beflUrwortet. Die derzeitigen Beratungsangebote der
Pflegekassen und des Sozialamtes im Landkreis sind ausreichend. Zudem konnte die
zusatzliche freiwillige Leistung bei der aktuellen Haushaltslage nicht gerechtfertigt
werden.

Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen.
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7 Beendigung der Arbeitsgruppe Teilhaushalt 3

Frau Miodek berichtet kurz zum von der Arbeitsgruppe erarbeiteten Ausblick, welcher
gleichzeitig den Abschluss der Tétigkeit der Arbeitsgruppe bilden soll. Abg. Wolf
erganzt, dass die Arbeitsgruppe empfiehlt, anders strukturierte Projektgruppen zu
bilden, welche die Erarbeitung von Lésungsvorschldgen zu den im Ausblick genannten
Prognosen und Tendenzen fortsetzen.

Herr Kemmeries kindigt an, dass sich die Verwaltung mit dem Ausblick auch im
Hinblick auf das Haushaltssicherungskonzept auseinander setzen wird.

Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen.

8 Neuorganisation des SGB Il

Frau Miodek berichtet kurz zur Vorgeschichte der Arbeitsmarktreform, deren Ziel die
Erbringung samtlicher Leistungen nach dem SGB |l aus einer Hand war. Sie fahrt fort,
dass nunmehr das Bundesverfassungsgericht mit Urteil vom 20.12.2007 die ARGEnN flr
verfassungswidrig erklart hat.

Mittlerweile gibt es eine Vereinbarungen im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und FDP
zur Neuorganisation des SGB |IlI. Fur die Legislaturperiode ist weder eine
Verfassungsanderung noch eine Anderung der Finanzbeziehungen beabsichtigt. Vor
diesem Hintergrund ist kein Nachfolgemodell fur die ARGEn vorgesehen. Stattdessen
sollen die bisher in ARGEnN organisierten kommunalen Trager und die Arbeitsagenturen
das SGB Il kiinftig in getrennter Aufgabenwahrnehmung arbeiten.

Die Bundesagentur fir Arbeit hat die Aufgabe erhalten, den Kommunen attraktive
Angebote zur freiwilligen Zusammenarbeit zu unterbreiten. Sofern die entsprechende
Kooperationsbereitschaft besteht, gilt es zu Uberlegen, wie die Zusammenarbeit aus
kommunaler Sicht organisiert werden konnte.

Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen.

9 Verschiedenes

Es erfolgen keine Wortmeldungen.

NICHTOFFENTLICHER TEIL

Herr W. Thimler Frau Fleuch

(Ausschussvorsitzender) (Protokollfiihrerin)

414



	Ergebnisprotokoll des Fachausschusses Soziales und Gesundheit vom 23.11.2009
	ÖFFENTLICHER TEIL
	1	Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, der Anwesenheit der Mitglieder, der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung
	2	Genehmigung des Protokolls der Sitzung des Ausschusses für Soziales und Gesundheit vom 11.05.2009
	3	Teilergebnishaushalt 2010 des Fachdienstes 50 - Soziales
	4	Teilergebnishaushalt 2010 des Fachdienstes 53 - Gesundheit
	5	Einrichtung einer Tagesklinik mit Institutsambulanz durch die Karl-Jaspers-Klinik in Brake
	6	Einrichtung eines Pflegestützpunktes in der Wesermarsch
	7	Beendigung der Arbeitsgruppe Teilhaushalt 3
	8	Neuorganisation des SGB II
	9	Verschiedenes
	NICHTÖFFENTLICHER TEIL

